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— für den Landkreis Großes Werder — 


Nr. 25 


Bekanntmachungen des Landratsamtes 
und des Kreisausſchuſſes. 


Nr. 1; 
Aufſtellung der Urliſten für die Auswahl 
der Schöffen und Geſchworenen. 


Die Ortsbehörden erſuche ich, die Urliſte derjenigen 
Perſonen in der Gemeinde, die zu dem Amte eines 
Schöffen oder Geſchworenen für das Jahr 1932 berufen 
werden können, gemäß SS 31—37 des Gerichtsverfaſ⸗ 
ſungsgeſetzes vom 27. 1. 1877 (R.⸗G.⸗Bl. 1877 S. 47, 
20. 5. 1898, 15. 9. 1922 und vom 18. 1. 1927 (G.⸗Bl. 
S. 6) nach dem untenſtehenden Muſter aufzuſtellen und 
nach vorſchriftsmäßiger Auslegung unter Beifügung 
etwa eingegangener Einſprüche bis ſpäteſtens zum 1. 
Auguſt d. Js. an das Landratsamt einzureichen. 
Terminüberſchreitungen müſſen unter allen Umſtän⸗ 
den vermieden werden. 

Für die Aufſtellung der Urliſte iſt folgendes zu be⸗ 
achten: 

Das Amt des Schöffen iſt ein Ehrenamt, das nur von 
Danziger Staatsangehörigen verſehen werden kann. 

unfähig zu dem Amte eines Schöffen ſind: 

1. Perſonen, welche die Befähigung infolge ſtrafgericht— 
licher Verurteilung verloren haben; 

2. Perſonen, gegen welche das Hauptverfahren wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens eröffnet iſt, das 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder 
der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
zur Folge haben kann; 

3. Perſonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in 
der Verfügung über ihr Vermögen beſchränkt find; 
Zu dem Amte eines Schöffen ſollen nicht berufen 

werden: g 5 

1. Perſonen, welche zur Zeit der Aufſtellung der Ur⸗ 
liſte das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben; 

2. Perſonen, welche zur Zeit der Aufſtellung der Ur⸗ 
liſte den Wohnſitz in der Gemeinde noch nicht ein 

volles Jahr haben; 

3. Perſonen, welche wegen geiſtiger oder körperlicher 
Gebrechen zu dem Amte nicht geeignet ſind. 

Zu dem Amte eines Schöffen ſollen ferner nicht be⸗ 

rufen werden: 

1. Die Mitglieder des Senats; 

2. Staatsbeamte, welche zu jeder Zeit einſtweilig in 
den Ruheſtand verſetzt werden können; 

* „ Beamte und Beamte der Staatsanwalt⸗ 

aft; 

4. Gerichtliche und polizeiliche Vollſtreckungsbeamte; 

5. Religionsdiener; 

6. Die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts ſowie 
die ſtändigen Mitglieder des Verwaltungsgerichts. 
Die Berufung zu dem Amte eines Schöffen bezw. 

Geſchworenen dürfen ablehnen: 

1. Mitglieder des Volkstages; 

2. Staatsbeamte, welche auf ihren Antrag vom Senat 
als unabkömmlich anerkannt werden; 


3. Perſonen, welche im letzten Geſchäftsjahre die Ver— 


> 


Neuteich, den 24. Juni 


1931 


pflichtung eines Geſchworenen, oder an wenigſtens 

fünf Sitzungstagen die Verpflichtung eines Schöffen 

erfüllt haben; 

4. Aerzte, Krankenpfleger und Hebammen; 

5. Apotheker, welche keine Gehilfen haben; 

6. Perſonen, welche das 65. Lebensjahr zur Zeit der 
Aufſtellung der Urliſte vollendet haben oder es bis 
zum Ablauf des Geſchäftsjahres vollenden würden; 

7. Frauen, welche glaubhaft machen, daß ihnen die 
Fürſorge für ihre Familie oder ihrer Obhut an⸗ 
vertraute Perſonen die Ausübung des Amtes in 
beſonderem Maße erſchwert. 

Die Gemeinden haben auch beſonders darauf zu 
achten, daß ſämtliche Perſonen, die hiernach zu dem 
Amt eines Schöffen oder Geſchworenen berufen werden 
können, in die Liſten aufgenommen werden. Hierbei 
weiſe ich darauf hin, daß die Gemeinden von ſich aus 
bei Aufſtellung der Liſten keine Auswahl vornehmen, 
alſo keine Perſonen fortlaſſen dürfen, die ihnen für das 
Amt eines Schöffen oder Geſchworenen nicht geeignet 
erſcheinen. Die Auswahl der geeigneten Perſonen iſt 
vielmehr lediglich Sache des bei jedem Amtsgericht 
hierfür beſtehenden Ausſchuſſes. 

Die Ortsbehörden haben die aufgeſtellten Urliſten 
eine Woche lang in ihrem Amtszimmer öffentlich aus⸗ 
zulegen. Vorher iſt auf ortsübliche Weiſe bekannt zu 
machen, wann und wo die Auslegung ſtattfindet, ſowie 
daß gegen die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der Ur⸗ 
liſte innerhalb dieſer Auslegungsfriſt bei den Orts⸗ 
vorſtehern ſchriftlich oder zu Protokoll Einſpruch er⸗ 
hoben werden kann. 

Nach Ablauf der Einſpruchsfriſt iſt die Urliſte von 
den Ortsvorſtehern mit der amtlichen Beſcheinigung 
über die erfolgte Auslegung und über die hierüber vor— 
her geſchehene Bekanntmachung zu verſehen, zu unter⸗ 
ſiegeln und ſodann dem Landratsamt zwecks Weiter- 
gabe an das Amtsgericht vorzulegen. 

Auch Fehlliſten müſſen öffentlich ausgelegt und mit 
der erwähnten Beſcheinigung eingereicht werden. 

urliſte 

der in der Gemeinde.. wohnenden Perſonen, 

welche für das Jahr 1932 zu dem Amte eines Schöffen 

oder Geſchworenen berufen werden können: 


R| Bor: und Wohn⸗ Lebens⸗ Bemerkun⸗ 
Zuname Beruf Ant alter nach 15 
25 4 Jahren gen, 
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(In alphabetiſcher Reihenfolge aufzuführen). 


Tiegenhof, den 15. Juni 1931. 
Der Landrat. 


NE 2 
Gemeinderechnungen für 1930. 


Nach S 120 Abſatz 2 der Landgemeindeordnung vom 
3. 7. 1891 iſt die Gemeinderechnung binnen 3 Monaten 
nach dem Schluſſe des Rechnungsjahres der Gemeinde— 
vertretung (Gemeindeverſammlung) zur Prüfung, Feſt⸗ 
ſtellung und Entlaſtung vorzulegen. Nach erfolgter 


u 


Feſtſtellung uſw. iſt die Rechnung während eines Zeit⸗ 


raumes von 2 Wochen zur Einſicht der Gemeindean⸗ 
gehörigen auszulegen. Ort und Zeit der Auslegung 
ſind vorher ortsüblich bekannt zu geben. 

Der Feſtſtellungsbeſchluß iſt nach dem in der Kreis⸗ 


blattdruckerei in Neuteich erhältlichen Vordruck (For⸗ 4 


mularzeichen Abt. G Nr. 4) abzufaſſen. 
Beglaubigte Abſchrift des Beſchluſſes erſuche ich, 
ſoweit nicht ſchon geſchehen, | EB 
bis ſpäteſtens 1. Auguſt d. Js. 
hierher einzureichen. 


Die Rechnung nebſt zugehörigen Belegen und Hebe⸗ 


liſten iſt ſorgfältig aufzubewahren. 
Tiegenhof, den 19. Juni 1931. i N 
Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 
Nr. 3. : 


Verordnung 


betreffend Beſchränkung der Unterſtützungszahlung 
in der Erwerbsloſenfürſorge. 

Gemäß 8 5, Abſatz 3 des Geſetzes betr. Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge vom 28. März 1922, in der Faſſung vom 
13. 2. 1931 (G.⸗Bl. S. 29) wird, und zwar für. die 
ländlichen Gemeinden mit Wirkung vom 1. 6. 1931, für 
die übrigen Gemeinden mit Wirkung vom 1. 7. 1931, 


angeordnet, daß an gelernte und ungelernte Arbeiterin⸗ 


nen, ſowie weibliches Haus⸗ und Gaſtwirtsperſonal bis 
zu 20 Jahren die Erwerbsloſenunterſtützung nicht zu 
zahlen iſt. 

Ausnahmen ſind nur mit Genehmigung des Senats 
zuläſſig. 5 ; 

Dieſe Maßnahme gilt zunächſt bis zum 1. Oktober 
1931. Welche Gemeinden als ländliche Gemeinden an⸗ 
zuſehen ſind, beſtimmt die Durchführungsbeſtimmung 
vom 13. 2.1931 — St.⸗A. S. 79 . 

Danzig, den 22. Mai 1931. 

a Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

Dr. Wiereinski⸗Keiſer. Dr. Winderlich. 


Veröffentlicht. 
Tiegenhof, den 22. Juni 1931. 
Der Kreisausſchuß. 
Erwerbsloſenfürſorge. 
Nr. 4. 


— —— — 


Amtsbezirk Neuteichsdorf. 

Der Amtsvorſteher Richard Wiebe in Bröske hat 
das Amt niedergelegt. Seitens des Senats der Freien 
Stadt Danzig iſt darauf der Hofbeſitzer Robert Nico⸗ 
lay in Neuteichsdorf zum Amtsvorſtehr des dortigen 
Bezirks auf die Dauer von 6 Jahren, und zwar bis 
zum 14. Juni 1937 einſchl., ernannt worden. 

Tiegenhof, den 18. Juni 1931. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 
Nr. 5. a 


Viehſeuchenpolizeiliche Anordnung. 


Zum Schutze gegen die Maul⸗ und Klauenſeuche wird 


auf Grund der SS 18 ff. des Viehſeuchengeſetzes vom 
26. Juni 1909 (Reichsgeſetzblatt Seite 519) folgendes 
beſtimmt: N 


Sl. 
Nachdem unter dem Klauenviehbeſtande der Hofbe- 


ſitzerin 
Fruu Anuth in Kl. Montau 

die Maul⸗ und Klauenſeuche amtstierärztlich feſtge⸗ 

ſtellt iſt, wird ein Sperrgebiet gebildet, beſtehend aus 
den innerhalb des Deiches gelegenen Ortsteilen Zi⸗ 
gahnen und Kloſſowo der Gemeinde Kl. Montau, im 
Außendeich an der Weichſel den Viehweiden des 
Staatsförſters Schneekluth, Fiſcher Zimmermann, 
Friedrich Kuhn, Frau Anuth, Franz Filzek, Piper 
und Frau Anuths Jungviehweide ſowie den Weiden 
von Saikowski. 


. 5 i 
Auf das Sperrgebiet findet die viehſeuchenpolizeiliche 
Anordnung des Herrn Regierungs⸗Präſidenten vom 18. 


April 1914 — abgedruckt im Kreisblatt Nr. 40 von 
1930 — Anwendung. * 
Bezugspreis monatlich 1,50 Danziger Gulden — Druck und 
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Verlag von R. Pech & 


2 a 8 3. T fe 2 we 
Dieſe e Anordnung tritt mit ſo⸗ 
fortiger Wirkung in Kraft. 1 SEE 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung werden 
gemäß § 74, Abf. 1, Ziff. 3 des Viehſeuchengeſetzes 
vom 26. 6. 1909 mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder 
mit Geldſtrufe von 30.— bis zu 6000.— Gulden, oder 
mit Haft beſtraft. i 

Tiegenhof, den 19. Juni 1931. 

Der Landrat. 


Maul ⸗ und Klauenſeuche. 

Die Maul⸗ und Klauenſeuche iſt weiter amtstier⸗ 
ärztlich feſtgeſtellt worden unter dem Klauenviehbe⸗ 
tande des 2 
Hofbeſitzers Ernſt Conrad in Kl. Montau. 
Der durch viehſeuchenpolizeiliche Anordnung vom 
19. d. Mts. gebildete Sperrbezirk wird auf die geſamte 
Gemeinde Kl. Montau mit ſämtlichen Ländereien er: 
weitert. Für das erweiterte Sperrgebiet gelten dieſelben 
Beſtimmungen. 
Tiegenhof, den 23. Juni 1931. 

Der Landrat. 


Nr. f 6. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Beſchäftigung ausländiſcher Wanderar⸗ 
beiter (Saiſonarbeiter) in der Landwirt⸗ 


ſchaft. 9 
Mehrfache Verſtöße gegen das Geſetz über die Be⸗ 
ſchäftigung ausländiſcher Wanderarbeiter in der Land⸗ 
wirtſchaft vom 29. 10. 29 (Geſ.⸗Bl. S. 139) geben uns 
Veranlaſſung, nochmals auf die Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes nebſt den dazu ergangenen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen (Staatsanzeiger Teil I, Nr. 84 und Nr. 93) 
hinzuweiſen. 


Nach den geſetzlichen Vorſchriften dürfen ausländ. 
Wanderarbeiter nur mit Genehmigung des Senats bezw. 
der von ihm beauftragten Behörde, das iſt der Vorſtand 
des Landesarbeitsamtes, beſchäftigt werden. Die Ge⸗ 
nehmigung zur Beſchäftigung ausländiſcher Wanderar⸗ 
beiter wird nur für Ackerbauarbeiten und nur für 
einen Zeitraum zwiſchen dem 15. April und dem 15. 
November jeden Jahres erteilt. Die Genehmigung er⸗ 
liſcht, wenn Arbeitgeber ſich weigern, gleichzeitig bei 
Einſtellung der ausländiſchen Wanderarbeiter die zu⸗ 
gewieſenen einheimiſchen Landarbeiter desſelben Ge⸗ 
ſchlechts während desſelben Zeitraumes zu tariflichen 
oder beim Fehlen eines Tarifs zu ortsüblichen Löhnen 
zu beſchäftigen. Die genehmigten Saiſonarbeiter dürfen 
gründſätzlich nur in den Betrieben beſchäftigt werden, 
für welche ſie bewilligt worden ſind. Ausnahmen hier⸗ 
von bedürfen der Zuſtimmung des Landesarbeitsamtes. 


Wer den Beſtimmungen dieſes Geſetzes vorſätzlich 
oder fahrläſſig zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe 
bis zu 3000 Gulden, im erſten Wiederholungsfalle nicht 
unter 50 Gulden, in jedem weiteren Wiederholungs⸗ 
falle nicht unter 100 Gulden beſtraft. 


Danzig, den 10. Juni 1931. 
Das Landesarbeitsamt. 


Kontobücher 
u. Protokollbücher 


in großer Auswahl empfehlen . 


R. Pech & Richert, Neuteich. 


W. Richert, Neuteich (Freie Stadt Danzig), Telefon 308. 


